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	Sicherung der Schulplatzangebote an den Integrierten Sekundarschulen im Bezirk



Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

Das Bezirksamt wird ersucht, den Schulstandort der 13. Integrierten Sekundarschule (künftig: Schule am Berlinickeplatz) an das inhaltliche Konzept einer vier- bis fünfzügigen Integrierten Sekundarschule inklusive Neubau von Fachräumen, einer Mensa mit Freizeiträumen und einer zusätzlichen wettkampfgerechten Sporthalle strukturell anzupassen und entsprechend zu erweitern. 

Ferner soll im Zuge dieser Maßnahme der Schulstandort grundsaniert und insgesamt behindertengerecht umgebaut werden.

Hierzu soll der Standort in die Liste prioritär zu verfolgender Maßnahmen aufgenommen werden, mit dem Ziel, ihn bei der Investitionsplanung des Landes Berlin 2015 – 2019 anmelden zu können, um im Wege der gezielten Zuweisung Investitionsmitteln für diese Baumaßnahmen zu erhalten.

Begründung:

Seit der Einführung der integrierten Sekundarschulen (ISS) erlebt der Bezirk eine ständig steigende Nachfrage nach Schulplätzen. Die Sicherung der vorhandenen ISS-Plätze muss im Vordergrund der Investitionsplanung stehen. Die zentrale Lage des Schulstandortes im Bezirk bietet sowohl für die südlichen Ortsteile Marienfelde und Lichtenrade, als auch für die nördlichen Bereiche Schöneberg und Friedenau eine attraktive Alternative. Außerdem entsteht zusätzlicher Bedarf an ISS-Schulplätzen durch weiteren Wohnungsbau in unserem Bezirk.
Der Aus- und Umbau des Schulstandortes im o.g. Umfang kann nur mittels gezielten Zuweisungen als I-Maßnahme umgesetzt werden. Dazu ist er in die bei der SE Finanzen und Personal zentral geführten Liste der prioritär zu verfolgenden Maßnahmen gem. Nr. 5.1 (Phase der Bedarfsformulierung) des „Beschlusses des Bezirksamtes vom 31. März 2009 zur Erhöhung der Kostensicherheit von investiven Baumaßnahmen“ aufzunehmen. Damit soll der Schulstandort in die Phase der ersten Kostenschätzung nach dem Rundschreiben der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung VI B/Nr. 01/2010 überführt werden, um ihn für die Investitionsplanung des Landes Berlin 2015 – 2019 anmelden zu können.
Berlin, den 09.09.2014
Herr Olschewski, Ralf






Herr Zander, Christian
Fraktion der CDU
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